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Entwurf eines Zahlungsdienstegesetzes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Rechnungshof bestätigt den Erhalt des mit Schreiben vom 22. Jänner 2009, 
GZ BMF-040407/0001-III/5/2009, übermittelten Entwurfs eines Zahlungsdienstegesetzes 
und teilt mit, dass aus der Sicht der Rechnungs- und Gebarungskontrolle keine inhalt-
lichen Bedenken gegen die vorgeschlagenen Maßnahmen bestehen. 

Die Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen weisen auf den zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand bei der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) durch den Vollzug der 
Aufsichtsvorschriften für Zahlungsdienstleister hin, beschränken sich jedoch auf die Fest-
stellung, dass dies zu keiner Erhöhung des betragsmäßig fixierten Kostenbeitrages des 
Bundes führen wird.  

Der Rechnungshof hält dazu fest, dass aus dem Hinweis auf die Deckung der Kosten 
gemäß § 19 FMABG allein nicht erkennbar ist, in welcher Höhe die beabsichtigten 
Änderungen Mehrkosten verursachen. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass 
die der FMA als Folge der Gesetzesänderung erwachsenden zusätzlichen Aufsichtskosten 
- ungeachtet der Kostentragungspflicht durch die der Aufsicht der FMA unterliegenden 
natürlichen und juristischen Personen - zum Teil auch vom Bund abzudecken sein 
werden. 

Die Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen entsprechen daher nur ungenügend 
den Anforderungen des § 14 BHG und der hiezu ergangenen Richtlinien, 
BGBl. II Nr. 50/1999 i.d.g.F.
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Von dieser Stellungnahme wird eine Ausfertigung dem Präsidium des Nationalrates 
übermittelt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Der Präsident: 
Dr. Josef Moser 

F.d.R.d.A.: 
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